
 

 

Jugend- und Familienministerkonferenz (JFMK) 

 

am 6./7. Juni 2013 in Fulda 

 

 

 

TOP:  5.5 

Thema: Inklusion für junge Menschen mit 

Behinderungen 

 

 

Beschluss:  

 

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Jugend und Familie der 

Länder nehmen den anliegenden Bericht der von der ASMK und der JFMK eingesetzten 

Arbeitsgruppe zur Inklusion von jungen Menschen mit Behinderungen zur Kenntnis und 

stimmen einer Veröffentlichung zu. 

 

2. Sie sehen grundsätzlich die Zusammenführung der Eingliederungshilfe für Kinder und 

Jugendliche im Leistungssystem des SGB VIII als weiterhin zu verfolgendes Ziel an, da 

 die „Große Lösung SGB VIII“ einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung der VN-

Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und des Ziels der 

Inklusion leisten würde,  

 Kinder und Jugendliche unabhängig von der Art ihrer Behinderung Hilfen und 

Unterstützungen aus einem einheitlichen Leistungssystem mit einheitlicher 

Finanzverantwortung und somit aus einer Hand erhalten sollten, 

 

Unabdingbar für die Realisierung der Großen Lösung im SGB VIII ist aus Sicht der JFMK 

die Klärung grundlegender Fragen struktureller und inhaltlicher Art, die die von der ASMK 

und der JFMK eingesetzte Arbeitsgruppe zur Inklusion von jungen Menschen mit 

Behinderungen aufgeworfen hat. Hierzu gehört auch, dass vor einer Zusammenführung 

der Eingliederungshilfen im SGB VIII die Probleme einer Zusammenführung im  



Hinblick auf die damit im Zusammenhang stehenden erforderlichen finanziellen, 

personellen, organisatorischen und strukturellen Verschiebungen zwischen Landes- und 

kommunaler Ebene wegen der unterschiedlichen Zuständigkeiten in den Ländern 

grundsätzlich erörtert und gelöst werden. Darüber hinaus darf durch die finanzielle 

Beteiligung des Bundes an der Eingliederungshilfe  keine Differenzierung zwischen 

erwachsenen Menschen mit Behinderungen und Kindern und Jugendlichen mit 

Behinderungen eintreten. Außerdem muss durch die finanzielle Beteiligung des Bundes 

an der Eingliederungshilfe sichergestellt werden, dass der Bund bei einem 

Systemwechsel nicht nur die gegenwärtigen Kosten für die Kinder und Jugendlichen mit 

Behinderungen übernimmt, sondern auch die zukünftig entstehenden Aufwüchse und 

Mehrkosten. Sie bitten die ASMK bei der Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe diese 

Kostenfrage zu berücksichtigen. 

 

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Jugend und Familie 

beauftragen zudem die AGJF, die Ergebnisse der von der ASMK eingesetzten 

Arbeitsgruppe mit Blick auf die Zusammenführung der Leistungen für alle Kinder mit 

Behinderung im SGB VIII aufzubereiten und die JFMK damit bei ihrer nächsten Sitzung zu 

befassen. Dabei soll die AGJF auch die Analysen und Empfehlungen der Arbeitsgruppe 

„Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung“  berücksichtigen. 

 

2. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Kinder, Jugend und 

Familie begrüßen, dass die Bundesregierung in ihrem 14. Kinder- und Jugendbericht die 

Zusammenführung der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 

unter dem Dach des SGB VIII im Konsens zwischen Bund, Ländern und Gemeinden als 

perspektivisches Ziel benennt. Sie bitten die Bundesregierung, die im vorliegenden 

Bericht aufgeführten Erkenntnisse im Rahmen ihrer diesbezüglichen Überlegungen 

aufzugreifen und die dort aufgeführten offenen Fragen unter Berücksichtigung der in der 

Ziffer 2 getroffenen Aussagen gemeinsam mit den Ländern zu bearbeiten. 

 

 

 

 

 

 

 

 



























































































































 


